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HITE.ffSÜLiroURCT-E'.ZUlfG V01T FRAUEU U'1 HECHT!
Autorinnenkollektiv: Sabine Berghahii, Christir.a Bühmaann,
Ute Gerhard, Doris Lücke, Ulrike Martiny, Inge Hegt.
Zur Verwirklichung von Gleichberechtigung für Frauen genügt nicht
das Nachholen männlicher Hechtsvorteile oder die bloße Anpassung
an männliche Gesetzeslagen. Die Erfahrungen mit der seit 30 Jah¬
ren in unserer Verfassung formal verankerten, aber real nicht ver¬
wirklichten Gleichberechtigung haben uns dies gelehrt. Das Insi¬
stieren auf der Besonderheit der Hechtsprobleme von Frauen kenn¬
zeichnet den feministischen Standpunkt gegenüber bürgerlichem
Hecht, seitdem die Rechtsgleichheit zwischen Mann und Frau zur bis¬
her uneingelösten Forderung engagierter Frauenrechtlerinnen wurde.
Obgleich bürgerliches Recht seiner Form und seiner Denkmöglichkeit
nach gleichgültig ist gegenüber dem Geschlecht, weil es prinzipi¬
ell absieht von den konkreten Merkmalen der Personen, sie - unter
der Voraussetzun™ bestehender Eigentumsverhältnisse - "als unglei¬
che Individuen... unter gleichen Gesichtspunkten bringt" (K. Marx,
MEW 19, 3.21), ist doch das Modell aller rechtstheoretischen De¬
duktionen wie auch der praktischen Rechtsanwendung lediglich der
männliche Eigentümer oder Lohnarbeiter. Das ist gewiß nicht ziLfäl-
lig. Es ist mehr als ein Relikt feudaler und patriarchalischer
Rechtsordnung und. hat zur Folge, daß Rechtsford.erungen von Frauen
immer unter dem Verdacht stehen, Sonderrechte und Ausnahmeregelun¬
gen zu beanspruchen.
Schon im Grundmodell rechtlicher Regelungen unter kapitalistischen
Verhältnissen, in dem Vertrag, der zwischen zxvei Warenbesitzern
zum Austausch ihrer Waren - entweder eines produzierten Gutes oder
ihres frei verfügbaren Arbeitsvermögens - geschlossen wird, kommt
die andere Arbeits- und Lebensweise der Frauen nicht vor. Frauen
sind von dieser Form der Vergesellschaftung und damit rechtlicher
Anerkennung ausgeschlossen, solange ihre vorrangige und zusätzli¬
che Arbeit die Hausarbeit bleibt, die sich der Austauschbarkeit
und Bezahlbarkeit entzieht und. gebunden ist an die Versorgung be¬
stimmter Personen und die Befriedigung nicht aufschiebbarer Be¬
dürfnisse. Ja, selbst in ihren Status als Lohnarbeiterin, in dem
sie wie der männliche Arbeiter ihr Arbeitsvermögen "e^en Geld
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tauscht, realisiert sich ihre bürgerliche Freiheit nicht, weil sie
- bis 1977 rechtlich abgesichert, bis heute faktisch gebunden -
auf die Familien- und Hausarbeitspflichten festgelegt wird, wäh¬
rend männliche Lohn- und Berufsarbeit 'frei' ist von den Diensten
zur Reproduktion, in der Regel die Zuarbeiten und Hilfsdienste an¬
derer Personen, der Frauen, sogar vorausgesetzt.
Es zeigt sich, daß gerade die juristische Form der Abstraktion von
diesen besonderen Merkmalen der Frauensituation der Anlaß aktuel¬
ler Ungerechtigkeiten ist. Aber es heißt nicht, daß damit der frühe¬
re Rechtszustand, der geschlechtsspezifisch unterschiedliche Hege¬
lungen vorsah, wieder hergestellt werden soll.
Der Zusammenhang zwischen Frauenarbeit und den Hechten der Frauen,
der anhand von Frauenerwerbsstatistiken immer wieder zu dem Fehl¬
schluß verleitet, man könne die Rechtsprobleme der Frauen getrost
den objektiven Geschichtsprozeß, der zunehmenden Verrechtlichung
aller menschlichen Beziehungen oder auch einer 'allmählichen Demo¬
kratisierungstendenz
'
überlassen, ist darum aus der Perspektive
einer auch die Frauen berücksichtigenden Forschung anders zu knüp¬
fen:
Der Grund aller rechtlichen Diskriminierung trotz formaler Gleich¬
berechtigung, nicht nur überholten, sondern systematischen Un¬
rechts r;ep;enüber Frauen liegt in der Differenz zwischen Lohnarbeit
und Hausarbeit und ihrer geschlechtsspezifischen Zuweisung.
Die feministischen Analysen zur Hausarbeit, insbesondere zur Unver¬
einbarkeit von Berufs- und Hausarbeit als einander entgegengesetzte
und doch aufeinander angewiesene Arbeitsformen haben verdeutlicht,
daß diese Differenz nicht aufzuheben ist, vielmehr flexible und an¬
dere Formen der Arbeitsteilung für Mann und Frau angestrebt werden.
Vor dem Hintergrund dieser Ergebnisse setzt unsere Kritik gegen¬
wärtiger Rechtspraxis an der Parzellierung des Lebenszusammenhangs
von Frauen in die Bereiche des Arbeits- und Familienrechts an. Zwar
normieren Arbeits- und Familienrechte (z.B. der neue § 611 a BGB,
das Arbeitsförderungsgesetz oder das neue Ehe- und Familienrecht)
jeweils die Kehrseite des gleichen Problems, Rechtsgleichheit für
Frauen herzustellen, doch schon aufgrund ihrer verschiedenen Zu¬
ständigkeiten und Systematik müssen sie scheitern, solange die
Rechtspraxis den engen Zusammenhang und das wechselseitige Aufein-
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andergewiesensein von Erwerbs- und Familienarbeit nicht berücksich¬
tigt. Für Frauen ist ihre Benachteiligung auf dem Arbeitsmarkt
nicht zu trennen von ihrer Stellung in der Familie und umgekehrt.
Sowohl die Familiengerichte wie auch z.B. die Arbeitsverwaltung
beziehen sich jeweils nur auf einen Aspekt des weiblichen Lebens-
zusammenhangs - der Familienrichter entscheidet über die Schei¬
dungsfolgen in der Hegel unter Ausklammerung der tatsächlichen Er¬
werbschancen der Frauen, während die Arbeitsverwaltung unter Miß¬
achtung der möglichen Neuverteilung der Familienpflichten nach dem
neuen § 1356 BGB nach wie vor nur von den Frauen den Nachweis ih¬
rer 'Verfügbarkeit' verlangt. So erscheint weibliches Arbeitsver¬
mögen mit seinen für das Leben der Menschen unverzichtbaren Quali¬
täten nur gemessen an der 'Freiheit' oder "Einfachrolle" (E.Beck-
Gemsheim) der Männer als Mängellage und persönliches Defizit. Be¬
zieht man jedoch die Verhaltensweisen der Frauen im Erwerbsleben,
ihre sog. Familienorientiertheit, ihre eingeschränkte Verfügbar¬
keit, auf den weiblichen Lebenszusammenhang, so müssen die weib¬
lichen Strategien als je individuelle Antwort auf die widersprüch¬
lichen gesellschaftlichen Anforderungen und Zumutungen der beiden
Lebensbereiche: Familie und Beruf begriffen werden.
Es folgen auszugsweise, Thesen aus sozialwissenschaftlichen und
rechtssoziologischen Frauenforschungsprojekten, die weiter zu den
subjektiven Behinderungen und den äußeren Barrieren gegen die In¬
teressendurchsetzung von Frauen im Recht Stellung nehmen. Dies
führt zu einer Kritik gegenwärtiger Rechtspraxis und dem Versuch,
die Voraussetzungen für die Wahrnehmung von Hechten durch die Frau¬
en zu prüfen.
Die Vorbehalte und Zurückhaltung von Frauen gegenüber Gesetzen und
Rechtsmitteln gründen sich auf die vielfältige Erfahrung der Ver¬
letzung und Verweigerung von Frauenrechten. Es sind sowohl indivi¬
duelle, in der Lebensgeschichte der einzelnen Frauen erlittene Un¬
rechtserfahrungen als auch ein gesellschaftliches, in der Frauen-
geschichte überliefertes Wissen darum, daß Recht kraft Tradition
vorwiegend männliche und nicht weibliche Interessen und Normen ver¬
körpert. Hinzukommt, daß Rechtsverfahren, insbesondere auch Fami¬
liengerichtsverfahren als Rechtsstreit und gegnerische Prozedur an¬
gelegt sind, die mit den für Frauen wichtigen Zielen, Erhaltung
oder Gelingen mitmenschlicher Beziehungen, nicht zu vereinbaren
99
cind.So bewirkt die Zuständigkeit, 'für andere dazu sein', eine
Blockierung eigener Rechte. Rechtswahrnehmung wird aber erst mög¬
lich, wenn die Probleme von den Frauen nic,ot ins Private, auf die
Beziehungsebene verwiesen, sondern als gesellschaftliche und recht¬
liche erkannt werden.
Die Aufforderung, Frauen sollten besser ihre Interessen auch mit
Rechtsmitteln wahrnehmen, stößt allerdings nicht nur an die Bar¬
rieren weiblichen Selbstverständnisses oder weiblicher Identität.
Sie richtet sich zugleich gegen die Form geschlechtsspezifischer
Arbeitsteilung als grundlegende Struktur des gesellschaftlichen
Gesamtzusammenhangs. Weil das weibliche Arbeitsvermögen in der
Form der Hausarbeit, aber auch als frauentypische Erwerbsarbeit
im wesentlichen durch die Fähigkeit der Frauen gekennzeichnet ist,
ihre Interessen als die Befriedigung der Interessen anderer zu
verstehen, verursacht die Wahrnehmung eigener Interessen z.B. in
der Familie nicht nur subjektive Schuldgefühle, sie geht auch ob¬
jektiv auf Kosten der beteiligten Familienangehörigen. Darum kön¬
nen Frauen nur etwas für sich tun, wenn sie es gegen andere durch¬
setzen. Weil aber diese Form geschlechtsspezifischer Arbeitstei¬
lung, die traditionelle Frauenrolle, Teil einer Alltagspraxis ist,
die, gesellschaftlich produziert und zugleich zur inneren 'Natur'
geworden, das Zusammenleben routiniert und anscheinend unproble¬
matisch ermöglicht, bleiben die 'kleinen' Rechts- oder Unrechtser¬
fahrungen wie Behördengänge, Diskriminierung am Arbeitsplatz, ver¬
hinderte Gleichberechtigung in der Ehe dem Bewußtsein latent, sie
werden als alltägliche nicht thematisiert.
Frauen haben Strategien entwickelt, um im Lebensverlauf mit den
Arbeitsaufgaben in ihrer Fülle und ihrem zweierlei Maß umzugehen,
sie faktisch in ihrem Alltag mit der eigenen Reproduktion in einer
fließenden Balance zu halten. Aber diese Balance ist durch die
strukturelle Unvereinbarkeit ständig gefährdet.
Das Abstimmen von Erwerbs- und Reproduktionsarbeit in der Einzel¬
biographie von Frauen ist reich an strukturellen, individuell
nicht zu behebenden Diskrepanzen. Hinzutritt im Sowohl-als-auch
beider Arbeitsbereiche eine Belastung durch das Zuviel an immer
gleichen Arbeitsaufgaben in Haus- und Erwerbsarbeit. Die wider¬
sprüchlichen Aufgaben sind je für sich so alltäglich, daß die mit
ihnen ausgehaltenen Spannungen, das eine tun und dabei das andere
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nicht lassen zu sollen, in die Person hineingenommen werden, ohne
daß dies wahrgenommen wird. Ebenso wie bei den Spannungen, die das
Zuviel gleichförmiger Aufgaben in den Personen untergründig auf¬
baut, nimmt ihnen die Gewohnheit anscheinend die Gewalt. Wenn sie
im subjektiven Bruch mit der gewohnten Wahrnehmung in Konflikten
aufbrechen, oder wenn bei Belastungsspitzen die gewohnte Balance
von Arbeit und eigener Reproduktion zusammenzubrechen droht, wird
die Schwierigkeit, Widersprüche in der Schwebe zu halten, allzu
leicht in ein scheinbar individuelles Problem oder sogar in ein
schuldhaftes Versagen verkehrt.
Der subjektive Bruch mit der gewohnten Wahrnehmung kann. Auslö¬
ser für das Bewußtsein eigener Interessen sein und einen Such¬
prozeß einleiten nach mehr Gleichberechtigung, bei der die Eigen¬
art des weiblichen LebensZusammenhangs und der besondere Lebens¬
ablauf in die rechtliche Regelung Eingang finden. Damit kann die
Problemverlagerung nach innen aufgebrochen werden.
Die Unrechtserfahrung von Frauen hat über die Einzelbiographie
hinaus auch noch eine gesellschaftliche Dimension. Im historischen .
Prozeß zunehmenden gesellschaftlichen Reichtums und gemessen am
Stand und der Entwicklung der Produktivkräfte haben sich die Wider¬
sprüche traditionellen Unrechts verschärft. Der Umbruch wird in den
Formen des Zusammenlebens und der Nachfrage nach Arbeitsvermögen in
diskrepanter Richtung vorangetrieben. Dies geschieht in der Weise,
daß die Potentiale und Fähigkeiten von Frauen zunehmend in beiden
Bereichen der gesellschaftlichen Organisation von Arbeit gefordert
und eingesetzt werden.
Am Beispiel der 'Angemessenheitsstudie' zur Anwendung einzelner Be¬
stimmungen des neuen Ehescheidungsrechts, wird deutlich, daß schon
gemessen an den auf Egalität zielenden Normen der §5 1573, 1574- BG3
und den Intentionen des Gesetzgebers eine neuerliche Diskriminie¬
rung der Frauen im Hecht nachzuweisen ist: Zwar ist bei der Gesetz¬
gebungstätigkeit im Eherecht eine zunehmende Anerkennung der fast
ausschließlich von Frauen verrichteten Haus- und Beziekur, ;s=,i-ioi.':
festzustellen. Diese Anerkennung liegt seit dem Gleichberechtigungs-».
gesetz 1957 dem Zugewinnausgleich zugrunde und hat nun im Rahmen
der Scheidungsrechtsreform 1977 zur Schaffung des Versorgungsaus¬
gleichs und zu einer verbesserten sozialen Absicherung der Frau
im Unterhaltsrecht u.a. in Form der Angemessenheitsklau.se!, 5 1573
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Abs. 1, 1574- Abs. 2 3G3, geführt. Doch dieser Fortschritt wird in
der Rechtsprechung nur teilweise für die Frauen positiv wirksam.
Die Angemessenheitsregelung basiert auf der fiktiven Gleichwertig¬
keit von Haus- und Berufsarbeit im Rahmen der ehelichen Arbeits¬
teilung. In der Gesetzesnorm werden explizit die bislang stets par¬
zelliert reglementierten und in sich widersprüchlichen Lebensbe¬
reiche der Frau - Ehe/Familie und Beruf - verknüpft mit dem Ziel,
sie als gleichberechtigte Situationskontexte und Phasen im Rahmen
weiblicher Lebenszusammenhänge und Normalbiopraphien zu integrie¬
ren und dadurch ein Maximum an lebensweltlicher und lebensge¬
schichtlicher Kontinuität zu gewährleisten.
In der Praxis zeigt sich aber: Die Rechtsprechung stuft die Frau
überwiegend auf den beruflichen Status zurück, den sie vor der Ehe
innehatte, läßt also die Jahre der Hausarbeit, Kindererziehung
und der Unterstützung der Berufskarriere des Mannes unberücksich¬
tigt. Damit bleibt sie erheblich hinter den wesentlich weiterrei¬
chenden und begrüßenswerten Normansprüchen zurück. Die Rechtspre¬
chung tendiert weiter dazu, die "Angemessenheit" einer Erwerbstä¬
tigkeit inhaltlich und meist auch begrifflich auf das Niveau der
"Zumutbarkeit" zu reduzieren und orientiert sich dabei an ihrer
eigenen Interpretation der früheren Rechtslage und an der sozial¬
rechtlichen Verwendung des Zumutbarkeitsbegriffs (AFG, RVO). Die¬
se Praxis ignoriert den Innovationsgehalt und die stärker auf die
soziale Wertigkeit einer Tätigkeit abzielenden Aspekte der Ange-
messenheitsforderung. Die Struktur richterlicher Entscheidungs¬
findung trägt ebenfalls dazu bei, die Angemessenheitsforderung
weiter zu Ungunsten der Frauen auszuhöhlen.
Aber dennoch: Die defizitäre Rechtsprechungspraxis und die begrenz¬
te Wirksamkeit sprechen nicht gegen die Regelung als solche. Sie
schafft vom intentionalen und konzeptionellen Ansatz her geeignete
Rahmenbedingungen für mehr Chancengerechtigkeit im Nachwirkungs¬
bereich einer Ehe. Wissenschaftlicher Einsatz im Rahmen der Rechts¬
tatsachen- und Rechtswirksamkeitsforschung auf diesem Gebiet ent¬
spricht einem allgemeinen Interesse von Frauen, weil sich aus der
Analyse restriktiver Anwendungsbedingungen und der gegen die Re¬
form bestehenden Widerstände Forderungen für eine Weiterentwick¬
lung und Ausdehnung dieser und ähnlicher Hegelungen gewinnen las¬
sen.
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An dieser Beispiel rechtssoziologischer Kritik wird deutlich, daß
die Gleichberechtigt; von Frauen nicht nur durch ein Nachholen
männlicher Rechtsvorteile oder ein 'Gleichziehen' mit den Rechten
von Männern durchzusetzen ist. Statt vorgebliche Männerinteressen
zu einem allgemeingültigen Haßstab zu verabsolutieren und dies den
Frauen als rechtspolitischen Sieg anzubieten, mit dem sie zu be¬
schwichtigen sind, ist Gleichberechtigung für Frauen mir zu ver¬
wirklichen, wenn Hechte und Gesetze der Produktionsweise auch der
Frauen entsprechen, d.h. der Arbeits- und Lebensweise der Fra.uen
gerecht werden.
Die neuen, anderen Maßstäbe für 'richtiges' Recht werden mit Hilfe
von Frauenforschung noch zu diskutieren sein.
